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Tribüne Lobbyisten sind nicht die Mischler und 
Mauschler, als die sie verschrieen sind. Transparenz-
regeln für alle aber wären sinnvoll. Walter Stüdeli

Gleiche Spielregeln 
für alle Lobbyisten
Interessenvertretung beziehungsweise 
die politische Einfl ussnahme sind 
Wesenselemente der Politik. Die Frage 
stellt sich, wodurch sich Interessenver-
tretung und Lobbying unterscheiden? 
Lobbyisten werden per Defi nition von 
ihren Auftraggebern entschädigt. 
Mitarbeitende der Parteisekretariate, 
der Verbände, aber auch der Umwelt-
schutzorganisationen und Gewerk-
schaften beziehen aber ebenfalls Lohn. 
Die Grenzen zwischen Interessenver-
tretung und Lobbying sind fl iessend, 
zumal einige Ratsmitglieder selber im 
Lobbying tätig sind.

Die Politik legt die rechtlichen 
Bestimmungen in Gesetzen und Ver-
ordnungen fest, die für die Existenz 
und den Erfolg von Branchen, Firmen, 
für die Gesellschaft, und somit auch 
generell für die Individuen entschei-
dend sind. Politik legt auch die Rah-
menbedingungen für diejenigen fest, 
die sich nicht für Politik interessieren. 
Als Akteur hat man die Wahl zu schwei-
gen oder selber Positionen zu erarbei-
ten und sich aktiv Gehör zu verschaf-
fen. Aus übergeordneter Sicht ist es 
nicht nur legitim, sondern geradezu 
eine Pfl icht zu lobbyieren. Ansonsten 
besteht das Risiko, dass Freiräume 
beschnitten oder abgeschaff t werden. 
Das Lobbying ist Teil einer Sorgfalts-
pfl icht: Es bedeutet Verantwortung 
wahrzunehmen. 

Transparenz für alle
Die Ratsmitglieder müssen ihre Interes-
senbindung in einem Register eintra-
gen. Es ist ein off enes Geheimnis, dass 
das Register unvollständig ist. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass es keine 
Sanktionen gibt, wenn Einträge verges-
sen gehen. Nationalrat Andrea Caroni 
wollte kürzlich mit einer parlamentari-
schen Initiative «Klare Spielregeln und 
Transparenz für die Interessenvertre-
tung im Bundeshaus» schaff en. Die 
Staatspolitische Kommission des 
Nationalrats hat dem Vorstoss zuge-
stimmt. In der Medienmitteilung steht: 
«Die Kommission anerkennt den 
 Lobbyismus als legitimes Element 
einer funktionierenden Demokratie.» 
Aus unbekannten Gründen hat die 
Schwesterkommission im Ständerat 
den Antrag abgeschmettert.

Die Schweizerische Public Aff airs 
Gesellschaft SPAG hat sich selber Trans-
parenzregeln auferlegt. Deren Mitglie-
der werden ab kommendem 1. Juli 

verpfl ichtet, den Arbeitgeber und alle 
Auftraggeber auf der Verbandswebsite 
zu publizieren. Über die Einhaltung 
wird in Zukunft eine von der Gesell-
schaft unabhängige Standeskommis-
sion wachen. Sie gibt Empfehlungen 
ab, Massnahmen ergreift der Vorstand. 
Die Ultimo ratio ist der Verbandsaus-
schluss. Diesen Weg wählten einige Mit-
glieder nach dem Erlass der Standesre-

geln freiwillig. Sie sind nicht bereit, 
ihre Mandate publik zu machen und 
treten aus dem Verband aus.

Schätzungen gehen davon aus, dass 
sich im Bundeshaus über 1000 Lobby-
isten tummeln. Maximal ein Drittel ist 
Mitglied der Schweizerischen Public 
Aff airs Gesellschaft. Es gibt also eine 
beträchtliche Zahl von Lobbyisten, die 
sich mit Unterstützung eines Ratsmit-
glieds frei im Bundeshaus bewegen 
können. Sie müssen ihre Auftraggeber 
nicht angeben und haben keine Sank-
tionen zu befürchten. Die Standes-
regeln der Public Aff airs Gesellschaft 
sind ein Schritt in die richtige Rich-
tung, gesetzgeberischer Handlungs-
bedarf besteht aber für alle Nicht- 
Mitglieder.

Interpellation Berberat
Didier Berberat hat in der Frühlings-
session eine Interpellation eingereicht. 
Der Neuenburger Ständerat verlangt 
Transparenzregeln für alle Lobbyisten, 
die sich an den Standesregeln der 
Public Aff airs Gesellschaft orientieren 
soll. Wir begrüssen diesen Vorschlag, 
sind uns aber auch bewusst, dass alle 
bisherigen Vorstösse gescheitert sind. 
Die aktuelle Situation ist nicht nur für 
unseren Berufsstand unschön, sondern 
ist auch aus demokratiepolitischen 
Gründen bedenklich. 

Walter Stüdeli, ist Geschäftsführer der 
Köhler, Stüdeli & Partner GmbH und im 
Vorstand der Schweizerischen Public 
Aff airs Gesellschaft (SPAG).
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